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TOP 91:

Vierte Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Kommunal-
träger-Abrechnungsverwaltungsvorschrift

Drucksache: 498/17

Das Verfahren für die Abrechnung der Aufwendungen für die Grundsicherung für 
Arbeitssuchende durch die zugelassenen kommunalen Träge sowie die 
Bewirtschaftung der Bundesmittel zwischen dem Bund und den zugelassenen 
kommunalen Trägern wurde mit der Kommunalträger-Abrechnungsverwaltungs-
vorschrift (KoA-VV) vom 25. April 2008 konkretisiert, um Rechtssicherheit und 
Transparenz bei der Abrechnung zu schaffen. 

Zuletzt wurde mit der Dritten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der 
KoA-VV vom 3. Dezember 2014 eine ab dem 1. Januar 2015 für die Dauer von drei 
Jahren befristete Erhöhung des Zuschlages für Versorgungsaufwendungen für im 
Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende tätige Beamtinnen und Beamte mit 
einem Höchstwert von "bis zu 35 vom Hundert" vorgenommen, um zwischen den 
Trägern und dem Bund einen angemessenen Interessenausgleich herbeizuführen. 
Die Befristung bis zum 31. Dezember 2017 beruhte auf der Annahme, dass im 
Laufe des Jahres 2017 die Zuweisungssätze zum Sondervermögen "Versorgungs-
fonds des Bundes" neu festgesetzt werden. Inzwischen wurde § 16 Absatz 1 Sätze 3 
und 4 Versorgungsrücklagegesetz (VersRücklG) neu geregelt. Die entsprechende 
Rechtsverordnung zur Neufestsetzung wird jedoch nicht vor dem Auslaufen der 
befristeten Regelung in der KoA-VV erfolgen. Vor diesem Hintergrund soll die 
Anhebung des Versorgungszuschlages in der VKFV um ein Jahr bis zum 
31. Dezember 2018 verlängert werden. Aus vorgenannten Gründen und zur 
Gleichbehandlung aller Jobcenter ist auch eine entsprechende Anpassung des 
Versorgungszuschlages in der KoA-VV für die zugelassenen kommunalen Träger 
notwendig.

Der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik empfiehlt dem 
Bundesrat, der Verwaltungsvorschrift gemäß Artikel 91e Absatz 2 und 3 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit § 48 Absatz 3 des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch zuzustimmen.




